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Öffentliche Anhörung im Sächsischen Landtag - Sächsisches Katzenschutzgesetz (SächsKatz-
SchG)  
 
Stellungnahme des Sächsischen Landkreistages           
 
 
Sehr geehrte Frau Scharper, 
 
wir danken Ihnen für die Gelegenheit im Rahmen der öffentlichen Anhörung im Ausschusses 
für Soziales und Gesellschaftlichen Zusammenhalt des Sächsischen Landtages zum Entwurf ei-
nes Sächsischen Katzenschutzgesetzes als Sachkundige Stellung nehmen zu können. Wir ha-
ben uns in diesem Fall zur Abgabe einer schriftlichen Stellungnahme entschieden.  
 
Dem vorliegenden Gesetzesentwurf kann vonseiten des Sächsischen Landkreistages in die-
ser Form nicht zugestimmt werden.  
 
Der grundlegend verfolgte Zweck der Reduktion der freilaufenden Katzenpopulation ist durch-
aus sinnvoll. Entsprechende Verordnungen beruhend auf § 13 b TierSchG sind mehrheitlich in 
den einzelnen Bundesländern erlassen worden. Der entscheidende Unterschied besteht je-
doch darin, dass dabei die Adressaten die Tierhalter der freilaufenden Katzen sind (vergleiche 
Anlage: Merkblatt Berliner Katzenschutzverordnung). Der Vorteil dieser Herangehensweise 
besteht darin, dass die Tierhalter bei der Vernachlässigung der Kastrationspflicht für deren 
freilaufende Katzen einerseits zur Verantwortung gezogen werden können. Andererseits kön-
nen Tierschutzvereine unter Einbeziehung der zuständigen Behörde auf dem Weg im Sinne 
einer Ersatzvornahme gegen Kostenerstattung des Tierhalters diese Kastration durchführen 
lassen. 
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Im vorliegenden Gesetzesentwurf wird der Tierhalter jedoch in keiner Weise in die Pflicht ge-
nommen. Hier soll lediglich über kommunale Rechtsverordnungen unter Inpflichtnahme der 
Kommunen die Kastration freilebender Katzen gegen Kostenübernahme durch den Freistaat 
Sachsen vollzogen werden. Dies würde einerseits für die Kommunen selbst und darüber hin-
aus für die zuständigen Lebensmittelüberwachungs- und Veterinärämter (LÜVA) einen erheb-
lichen personellen Aufwand verursachen.  
 
Unabhängig davon besteht im Freistaat Sachen die Richtlinie des SMS zur Gewährung von Zu-
wendungen im Bereich des Tierschutzes (FRL Tierschutz) vom 14.07.2022. Darin sind in Teil 2 
Punkt I. ausdrücklich Mittelzuwendungen an Tierheime bzw. Tierschutzvereine für die Kastra-
tion von freilebenden Katzenpopulationen vorgesehen. Diese Mittel werden bereits seit vielen 
Jahren zur Verfügung gestellt und umfassen seit etwa zwei Jahren neben den eigentlichen 
Kastrationskosten auch Personalkosten der Tierschutzvereine zum Einfangen dieser Tiere. In-
sofern würde mit dem neuen Gesetz eine Überlagerung des Zuwendungszweckes stattfinden. 
Obwohl die Einbeziehung von Verwahrtieren (behördlich weggenommene bzw. beschlag-
nahmte Tiere) in diese Förderrichtlinie fraglich ist - der rechtskonforme Fördermitteladressat 
wäre hier die zuständige Behörde vor Ort: LÜVA - wird dennoch das eigentliche Ziel der Ver-
hinderung der unkontrollierten Vermehrung freilaufender Katzen angestrebt.  
 
Der im Gesetzesentwurf als Zielgruppe verwendete Begriff „freilebende Katzen“ ist zu 
schwammig formuliert, da hierunter sowohl tatsächlich herrenlose Katzenpopulationen und 
andererseits auch durchaus von Tierhaltern betreute Freigängerkatzen zu verstehen sind.  
 
Es ist aus Kostengründen nicht vertretbar, dass der Freistaat und die kommunale Ebene für 
die Kastration dieser Tiere in vollen Umfang in Haftung genommen werden.  
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
 
 
 
Lange 
Referent 
 
Anlage 














